
  

 

       Beschlusskammer  9 	            Aktenzeichen:  BK9-22/614  

 

 

 

 

 

 

Beschluss 

In dem  Verwaltungsverfahren  nach  § 29  Abs.  1  EnWG i .V.m.  §  30  Abs.  2  Nr.  9  GasNEV  

 

wegen 	 Festlegung  von  kalkulatorischen  Nutzungsdauern  von Erdgasleitungs­

infrastrukturen  („KANU“)  

 

hat  die  Beschlusskammer  9  der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas, T elekommunikation,  

Post  und  Eisenbahnen,  Tulpenfeld 4,  53113 Bonn,   

 

durch die  Beisitzerin  als Vorsitzende     Dr.  Ulrike  Schimmel,  

den  Beisitzer        Roland  Naas 

und  den  Beisitzer       Stefan  Tappe  

 

gegenüber  allen  Betreibern von  Gasversorgungsnetzen i.S.d.  § 3  Nr.  7  EnWG  im   

 - Gasnetzbetreiber  ­
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am  ##.##.2022  beschlossen:  

 

1. 	 Abweichend von Anlage  1 der  GasNEV  beträgt  im  Rahmen  der  Bestimmung  der  Ab­

schreibungszeiträume  nach §  6  Abs.  5  GasNEV  die  niedrigste  wählbare betriebsge­

wöhnliche  Nutzungsdauer  von  Anlagegütern  in  der  Gasversorgung  für  alle Anlagen­

gruppen  2045  minus  t  Jahre,  wobei  t  das  Jahr  der  erstmaligen  Aktivierung  ist.  Satz  1  

gilt  nicht,  sofern  die  niedrigste  in  der  Anlage  1  der  GasNEV  vorgesehene  betriebsge­

wöhnliche  Nutzungsdauer  kleiner  als die  Nutzungsdauer  nach Satz  1  ist.  Satz  1 gilt  

ferner  nicht  für  Verwaltungsgebäude.  

2. 	 Zusätzlich zu  den in der  Anlage  1  der  GasNEV  vorgesehenen  Anlagengruppen wer­

den  die neuen Anlagengruppen „LNG-Anlagen“  und  „LNG-Anbindungsanlagen“  ein­

geführt.  Der  Anlagengruppe  „LNG-Anlagen“  sind  alle  Anlagen  zuzuordnen,  welche  für  

den  Betrieb  einer  LNG-Anlage  nach  §  3  Nr.  26  EnWG  notwendig sind.  Der  Anlagen­

gruppe  „LNG-Anbindungsanlagen“  sind alle  Anlagen  zuzuordnen,  welche  zur  für  den  

Netzanschluss erforderlichen  Infrastruktur  nach  § 39a  Nr.  3  GasNZV  gehören.  Die  

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer  für  die  Anlagengruppen  nach  Satz  1 entspricht  

der  erwarteten  Betriebsdauer  der  angeschlossenen LNG-Anlage,  mindestens aber  

fünf  Jahre.  

3. 	 Ziffer  1  gilt  für  alle  Anlagegüter,  welche  ab  dem  Jahr  2023  als Fertiganlagen  (akti­

vierte  Anlagegüter,  deren  kalkulatorische  Abschreibungen  unter  Berücksichti­

gung  des  §  6  Abs.  5  S.  4  GasNEV  im  Jahr  2023  beginnen)  aktiviert  werden.  Zif­

fer  2  gilt  für  alle Anlagegüter,  welche  ab  dem  Jahr  2022  als Fertiganlagen aktiviert  

werden.  Die  Gasnetzbetreiber  sind  an  Nutzungsdauern und  Anlagengruppen,  welche  

im  Rahmen  von Anträgen für  Kapitalkostenaufschläge  für  das  Jahr  2023  angesetzt  

wurden,  insoweit  nicht g ebunden.  

4. 	 Eine  Kostenentscheidung  bleibt  vorbehalten.  
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GRÜNDE
  

 

I.  Sachverhalt  

Die  GasNEV  gibt i n  ihrer  Anlage  1 betriebsgewöhnliche  Nutzungsdauern für  Anlagegüter  vor,  

welche der  Berechnung  der  kalkulatorischen  Kapitalkosten  zu Grunde  gelegt  werden.  Diese  

Nutzungsdauern  orientieren  sich  an  einem  auf  unbegrenzte Dauer  angelegten  Betrieb  der  

Gasversorgungsnetze,  berücksichtigen  jedoch  nicht  den aus Klimaschutzgründen  angestreb­

ten  Ausstieg  aus  der  Nutzung  fossiler  Energieträger  in  den  kommenden  Jahrzehnten.  

Im  Frühjahr  2022  verschärfte sich  die  Diskussion  um  eine  Beendigung  der  Erdgasnutzung  

zusätzlich durch den  militärischen  Konflikt  zwischen  der  Russischen  Föderation  und  der  Uk­

raine,  wenngleich  hierdurch kurzfristig  zunächst  verstärkte  Bemühungen  zur  Erschließung  

alternativer  Erdgasquellen  entfacht  wurden,  welche u.a.  Planungen  zur  Einrichtung  von  Ein­

speiseanlagen  für  verflüssigtes  Erdgas  (LNG)  beinhalten.  Hierdurch  werden  kurzfristige  In­

vestitionen in  neue Netzinfrastrukturen  zum  Anschluss  dieser  Anlagen  erforderlich.  Über  

welchen  Zeitraum  diese  Infrastrukturen  tatsächlich  genutzt  werden,  ist  gegenwärtig  jedoch  

nicht  absehbar.  

Die  Beschlusskammer  9  hat  am  13.07.2022  von  Amts wegen  ein  Verfahren  zur  Festlegung  

von  kalkulatorischen  Nutzungsdauern  von  Erdgasleitungsinfrastrukturen  eingeleitet.  Am  sel­

ben  Tag  wurde  ein  Beschlussentwurf  im  Amtsblatt  sowie  auf  der  Internetseite der  Bundes­

netzagentur  mit  Möglichkeit  zur  Stellungnahme veröffentlicht.  Dem  Bundeskartellamt  und  

den  Landesregulierungsbehörden  wurde  mit  Schreiben vom  13.07.2022  gemäß  

§  58  Abs.  1  S. 2   EnWG  Gelegenheit  zur  Stellungnahme  gegeben.  Der  Länderausschuss  

wurde  am  ##.##.2022  gemäß  §  54  Abs. 3  S.  4  EnWG  mit  dem  geplanten  Inhalt  des  

Beschlusses befasst.  

Hinsichtlich der  Einzelheiten  des  Verfahrens  wird auf  die  Verfahrensakte  verwiesen.  
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II.  Rechtliche  Würdigung 

 

1.  Adressatenkreis  

Die  Festlegung  richtet  sich an  alle  Betreiber  von  Gasversorgungsnetzen  i.S.d.  

§  3  Nr.  7  EnWG  im G ebiet  der  Bundesrepublik Deutschland.  

 

2.  Zuständigkeit  

Die  Zuständigkeit  der  Bundesnetzagentur  ergibt  sich aus § 54  Abs.  3  S.  2  EnWG.  Hiernach  

nimmt  die  Bundesnetzagentur  die  sich  aus  dem  EnWG  ergebenden  Befugnisse  (und  somit  

auch  die in  den auf  Grundlage des EnWG  ergangenen Verordnungen  vorgesehenen  Befug­

nisse)  wahr,  sofern  dies  zur  Wahrung gleichwertiger  wirtschaftlicher  Verhältnisse im  Bun­

desgebiet  erforderlich  ist.  Der  vorliegende  Beschluss trifft  Regelungen  über  Anlagengruppen  

und  kalkulatorische  Abschreibungszeiträume.  Diese  Regelungen  sind  wesentlich  für  die  wirt­

schaftliche  Situation der  Netzbetreiber,  da  die  Abschreibungszeiträume  für  die  einzelnen  

Bestandteile  des  regulierten  Anlagevermögens  die  Höhe  kalkulatorischen  Kapitalkosten  be­

stimmen,  welche wiederum  einen  wesentlichen Anteil  der  kalenderjährlichen  Erlösobergren­

zen  ausmachen.  Im  gleichen  Zuge  berühren  sie  die wirtschaftlichen  Belange  der  Netznutzer,  

da die von diesen  zu  entrichtenden  Netzentgelte  unmittelbar  von  der  Höhe  der  Erlösober­

grenzen abhängen.  Im  Ergebnis  sind  damit  auch die  Energiebezugskosten  der  von  den  

netznutzenden  Lieferanten  versorgten  Privathaushalte und gasverbrauchenden Betriebe in  

erheblichem  Maße tangiert.  

Es  ließe  sich  nicht  begründen,  warum  die  Regeln  über  die  kalkulatorischen  Abschreibungs­

dauern  der  Netzbetreiber  sich  in  den  einzelnen Bundesländern  voneinander  unterscheiden  

sollten.  Ließe  man  insoweit  unterschiedliche Regelungen  zu,  würde  vielmehr  ein  „Flicken­

teppich“  mit  regional  sehr  unterschiedlichen  Bezugskosten  für  netzgebundenes  Erdgas  in  

unterschiedlichen  Teilen  der  Bundesrepublik drohen,  welche  nicht  nur  die  Lebenshaltungs­

kosten,  sondern  auch  den  wirtschaftlichen  Standortwettbewerb grundlos verzerren.  Auch  

ließe  sich nicht  begründen,  warum  für  die  größeren und/oder  länderübergreifenden Netzbe­

treiber  (und  deren  Kunden)  im  Zuständigkeitsbereich der  Bundesnetzagentur  andere  Bedin­

gungen  gelten  sollten  als für  die  kleineren  Netzbetreiber  (und deren  Kunden),  welche  der  

Regulierungshoheit  der  Landesregulierungsbehörden  unterfallen.  

Dass die beschriebenen  Ungleichheiten  für  die  Annahme einer  Tangierung der  gleichwerti­

gen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  Bundesgebiet  ausreichen,  verdeutlicht  überdies  ein  

Vergleich  mit  den  in  § 54 Abs.  3 S.  3  EnWG  aufgelisteten  benannten  Regelbeispielen.  Hier-

Seite 4 von 18 



  

nach  besteht  stets eine Zuständigkeit  der  Bundesnetzagentur  für  die Festlegung  von  

Preisindizes,  von  Eigenkapitalzinssätzen,  von  Vorgaben  zur  Erhebung  von  Vergleichspara­

metern  zur  Ermittlung  der  Effizienzwerte  und  zur  angemessenen  Berücksichtigung  eines  

Zeitverzugs beim  Ausbau der  Verteilernetze im  Effizienzvergleich,  des  generellen sektoralen  

Produktivitätsfaktors,  von  Methoden  zur  Bestimmung  des Qualitätselements  sowie  von  Vor­

gaben  betreffend  das Verfahren  für  die  Genehmigung  von vollständig  integrierten  Netzkom­

ponenten.  Auf  diesen  Themengebieten  besteht  nach der  Wertung  des Verordnungsgebers  

stets  eine  hinreichend erhebliche  Auswirkung  auf  die Gelichwertigkeit  der  wirtschaftlichen  

Verhältnisse („insbesondere“).  Die mit  diesem  Beschluss  getroffenen  Regelungen  sind  in  

ihren  Auswirkungen  auf  die  Höhe der  Netzentgelte mit  den  in  der  Verordnung  genannten  

Beispielen  vergleichbar.  

Die  Zuständigkeit  der  Beschlusskammer  ergibt  sich aus §  59  Abs.  1  S.  1  EnWG.  

 

3.  Materielle  Rechtmäßigkeit  

 

3.1.  Ermächtigungsgrundlage  

Der  Beschluss  ergeht  auf  Basis des  §  29  Abs.  1 EnWG  i.V.m.  §  30  Abs.  2  Nr.  9  GasNEV.  

Danach kann  die Regulierungsbehörde  Festlegungen  zur  Gewährleistung  sachgerechter  

Anlagengruppen  und Abschreibungszeiträume  in  Abweichung  von Anlage  1  treffen.  

 

Die  Beschlusskammer  hat  in  rechtmäßiger  Weise  die  Vorgaben  des  nationalen  Rechts  in  

Form  der  normativen  Regulierung,  soweit  diese  im  vorliegenden  Verfahren Anwendung  fin­

den  und  von  der  Entscheidung  des Europäischen Gerichtshofs (Urteil  vom  02.09.2021,  C­

718/18)  erfasst  werden,  für  ihre  Entscheidung  herangezogen.  Als „normative  Regulierung“  

werden  im  Allgemeinen solche Regeln  des  nationalen  Gesetz- und  Verordnungsgebers  (z.B.  

in  StromNEV,  GasNEV  und  ARegV)  bezeichnet,  die  konkrete  methodische  und materielle  

Vorgaben  für  die  Regulierung  durch  die  Bundesnetzagentur  enthalten.  Die  Pflicht  zur  An­

wendung  dieser  nationalen  Vorgaben  folgt  aus  Art.  20  Abs.  3  GG  und  gilt  auch  angesichts  

der  Entscheidung  des  Europäischen  Gerichtshofs  fort,  bis  sie  vom  Gesetz- bzw.  Verord­

nungsgeber  außer  Kraft  gesetzt  oder  neu  geregelt  werden.  Dies hat  der  Bundesgerichtshof  

bereits  entschieden  (BGH,  Beschluss  vom  08.10.2019,  EnVR  58/18,  Rn.  60  ff.,  siehe  auch  

OLG  Düsseldorf  vom  11.02.2021,  VI-5  Kart  10/19  [V],  S.  10  ff.,  OLG  Düsseldorf  vom  

28.04.2021,  VI-3  Kart  798/19  [V],  S.  72  ff.,  OLG  Schleswig  vom  11.01.2021,  53  Kart  1/18,  S.  

27 ff.).  
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(1)  Der  Europäische  Gerichtshof  hat  zwar  in  seiner  Entscheidung  festgestellt,  dass  die  

normative Regulierung in  Deutschland  insgesamt  mit  der  in  Art.  37  Richtlinie 2009/72/EG  

(heute  Art.  59  Richtlinie  (EU)  2019/944)  sowie  in  Art.  41  Richtlinie 2009/73/EG  geregelten  

ausschließlichen Zuständigkeit  der  nationalen Regulierungsbehörde unvereinbar  ist  und  die  

Richtlinien  insoweit  durch  die  Bundesrepublik Deutschland  nicht  bzw.  fehlerhaft  umgesetzt  

wurden.  Insoweit  hat  der  Europäische  Gerichtshof  der  vierten  Rüge  stattgegeben,  mit  der  die  

Kommission  Deutschland  vorgeworfen  hatte,  es  habe  die  in  den  Richtlinien vorgesehenen  

ausschließlichen Zuständigkeiten  der  NRB  verletzt,  indem  es  im  deutschen Recht  die  Be­

stimmung  der  Methoden  zur  Berechnung  oder  Festlegung der  Bedingungen  für  den  An­

schluss  an  und  den Zugang zu den nationalen  Netzen,  einschließlich  der  anwendbaren  Tari­

fe,  der  Bundesregierung und  nicht  der  nationalen Regulierungsbehörde  zugewiesen  habe.   

 

(2)  Der  Europäische  Gerichtshof  hat  aber  weder  über  die Zuständigkeitsfragen  hinaus­

gehend  einen materiell-rechtlichen  Verstoß  einzelner  Vorgaben  der  normativen Regulierung  

gegen  EU-Recht  gerügt,  noch hat  er  sich  ausdrücklich  zu  der  Frage  geäußert,  ob  die  norma­

tive Regulierung  bis zu  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  der  nationale  Gesetz- und  Verordnungsgeber  

den  festgestellten  Verstoß  beseitigt,  weiter  anwendbar  ist.  Der  EuGH  hat  sich  insbesondere  

auch  nicht  explizit  zu  der  Frage  geäußert,  ob  die Richtlinienbestimmungen über  die  aus­

schließliche Zuständigkeit  unmittelbar  anwendbar  sind.  

 

(3)  Die  Regelungen  der  normativen  Regulierung  sind  nicht  nichtig.  Weder  nach den  

Grundsätzen  des  europäischen  Rechts  noch  nach nationalem  Recht  führt  der  Verstoß  einer  

nationalen  Regelung  gegen Unionsrecht  zu  deren  Nichtigkeit  (BGH,  Beschluss  vom  

08.10.2019,  EnVR  58/18,  Rn.  61  ff.).  Vielmehr  sind  die  Grundsätze  des Anwendungsvor­

rangs des  Unionsrechts  vor  nationalem  Recht  zu  beachten.  

Zudem  scheidet  eine  richtlinienkonforme  Auslegung  der  Vorschriften  der  normativen  Regu­

lierung  aus.  Der  Europäische  Gerichtshof  sieht  zwar  sowohl  in der  an  die  Bundesregierung  

gem.  §  24  EnWG  erfolgten  Zuweisung von  Zuständigkeiten,  als auch  in  den  bindenden  Vor­

gaben  der  normativen  Regulierung  eine  mit  den oben  genannten  Richtlinien  unvereinbare  

Beschränkung  der  ausschließlichen Zuständigkeit  der  nationalen  Regulierungsbehörde  

(EuGH  a.a.O.,  Rz.  101  f.,  115  f.).  Eine Umdeutung  der  nationalen  Vorgaben in  nicht  binden­

de Programmsätze,  die  die  ausschließliche  Zuständigkeit  der  Regulierungsbehörde  nicht  

beeinträchtigen,  kommt  angesichts  des  eindeutigen  Wortlauts,  der  Systematik  und  des  Re­

gelungszwecks der  Vorschriften  der  normativen  Regulierung  jedoch  nicht  in Betracht  (Verbot  

der  contra  legem-Auslegung,  BGH,  Beschluss vom  08.10.2019,  EnVR  58/18,  Rn.  66  ff.).  
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Der  Grundsatz  vom  Anwendungsvorrang  des  Unionsrechts  führt  indes  nicht  dazu,  die  Vor­

schriften  der  normativen  Regulierung  unangewendet  zu lassen.  Der  Anwendungsvorrang  

besagt,  dass  eine  nationale Regelung,  die  mit  einer  unmittelbar  geltenden  Regelung  des  

Unionsrechts unvereinbar  ist,  von  nationalen Behörden und  Gerichten  nicht  angewendet  

werden  darf  (vgl.  Streinz,  EUV,  3.  Aufl.  2018,  Art.  4 Rn.  40;  Ruffert,  in:  Calliess/Ruffert,  

EUV/AEUV,  5.  Aufl.  2016,  Art.  288  AEUV,  Rn.  69  f.).  Dieser  Grundsatz  gilt  jedoch  nur, sow eit  

unmittelbar  anwendbares  Unionsrecht  betroffen  ist  (EuGH,  Urteil  vom  24.06.2019,  C-573/17,  

Rn.  62).  Die  normative  Regulierung  verstößt  nicht  gegen  unmittelbar  anwendbares Unions­

recht.  Die  hier  maßgeblichen Richtlinienbestimmungen  über  die  ausschließliche Zuständig­

keit  der  nationalen Regulierungsbehörde,  mit  denen  die Vorgaben  der  normativen Regulie­

rung  unvereinbar  sind,  sind nicht  unmittelbar  anwendbar.   

 

(4)  Damit  eine  Richtlinienbestimmung  unmittelbar  angewendet  werden  kann,  müssen  

spezifische  Voraussetzungen  vorliegen  (Grabitz/Hilf/Nettesheim,  AEUV,  71.  EL August  2020,  

Art.  288  Rn.  149).  Der  Europäische  Gerichtshof  geht  von  der  unmittelbaren Anwendbarkeit  

einer  nicht  oder  nicht  ordnungsgemäß  umgesetzten Richtlinienbestimmung  nach  Ablauf  der  

Umsetzungsfrist  aus,  wenn  die Bestimmung  hinreichend  genau  und  inhaltlich  unbedingt  ist.  

Zudem  können  die  Bestimmungen  einer  Richtlinie  grundsätzlich nur  Rechte,  aber  keine  

Pflichten  eines Einzelnen begründen  (sog.  Belastungsverbot).  Insofern  kommt  auch  eine  

objektive  unmittelbare  Wirkung  vorliegend  nicht  in  Betracht.  Im E inzelnen:  

 

(a)  Die  Richtlinienvorgaben  sind  nicht  unbedingt.  Eine  Unionsvorschrift  ist  inhaltlich un­

bedingt,  wenn  sie  eine Verpflichtung  normiert,  die  an  keine  Bedingung  geknüpft  ist  und  zu  

ihrer  Durchführung  oder  Wirksamkeit  auch  keiner  weiteren  Maßnahmen  der  Unionsorgane  

oder  der  Mitgliedstaaten  bedarf.  Die  Richtlinienbestimmungen  über  die  ausschließliche  Zu­

ständigkeit  sind  nicht al s inhaltlich unbedingt  anzusehen.   

Gegenwärtig fehlt  es  an  den  erforderlichen  und  zureichenden  Umsetzungsnormen  im  natio­

nalen Recht.  Das betrifft  sowohl  die  konkrete  umfassende  Aufgabenzuweisung  als auch  die  

für  einen  Eingriff  erforderliche  Ermächtigungsgrundlage.  Die Bundesnetzagentur  hat  nach  

nationalem  Recht  gegenwärtig  (nur)  die  Befugnis,  die  Vorgaben  der  normativen  Regulierung  

anzuwenden  und  ggf.  unter  Rückgriff  auf  §  29  EnWG  je nach  Festlegungsermächtigung  wei­

ter  auszugestalten  und  zu konkretisieren.  Sie  hat  aber  mangels  entsprechender  Aufgaben­

zuweisung  durch den Gesetzgeber  nicht  die  übergeordnete,  allgemeine  und  uneinge­

schränkte Befugnis,  die  ihr  nach  den  Richtlinien  vorbehaltenen  Aufgaben  vollumfänglich und  

selbständig  auszuüben  (vgl.  EuGH  a.a.O.,  Rz.  105)  beispielsweise also die  Methoden  oder  
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Bedingungen  für  den  Netzanschluss  und  den Netzzugang  frei  festzulegen  oder  zu genehmi­

gen  (vgl.  nur  §  24  S.  1  Nr.  1  EnWG).  Dass es hierzu einer  umfassenden  mitgliedstaatlichen  

Aufgabenzuweisung  bedarf,  entspricht  im  Übrigen  auch dem  europäischen  Leitbild,  wonach  

die  Mitgliedstaaten  zur  Einrichtung  von  Regulierungsbehörden  mit  spezifischen  Zuständig­

keiten  verpflichtet  sind (vgl.  Erwägungsgrund  33  der  Richtlinie  2009/72/EG  bzw.  Erwägungs­

grund  29  der  Richtlinie 2009/73/EG).  Die  Mitgliedstaaten  verfügen  bei  der  Organisation  und  

Strukturierung  der  Regulierungsbehörde  zwar  über  eine  Autonomie,  haben diese aber  unter  

vollständiger  Beachtung  der  in  den  Richtlinien festgelegten  Ziele und  Pflichten auszuüben  

und  insoweit  sicherzustellen,  dass  die  Regulierungsbehörde  bei  der  Ausübung  der  ihr  vorbe­

haltenen Zuständigkeiten  ihre  Entscheidungen  autonom  treffen  kann  (vgl.  EuGH,  a.a.O.,  Rz.  

119).  Dieser  Befund  wird  auch durch das  in  der  Entscheidung  des Europäischen  Gerichts­

hofs mündende  Vertragsverletzungsverfahren  bestätigt:  Gegenstand  der  Rüge  durch  die  

Europäische Kommission  war  nicht  die  fehlerhafte  Ausübung  einer  nach  nationalem  Recht  

bereits ordnungsgemäß  zugewiesenen  ausschließlichen  Zuständigkeit  der  nationalen  Regu­

lierungsbehörde,  sondern  der  Umstand,  dass  eine den  Richtlinien  entsprechende  umfassen­

de Aufgabenzuweisung  an  die  nationale  Regulierungsbehörde  im  nationalen  Recht  bislang  

nicht  erfolgt  ist  (vgl.  EuGH  a.a.O.,  Rz.  88).  Vielmehr  liegt  hier  eine  fehlerhafte  Aufgabenzu­

weisung  vor  (EuGH,  a.a.O.,  Rz.  130);  diese kann  und muss  durch  den  Mitgliedstaat  korrigiert  

werden,  der  dann  die noch  möglichen  Einfluss- und  Kontrollmöglichkeiten  vorsehen kann  

(EuGH  a.a.O.,  Rz.  126,  127).  

 

(b)  Mit  der  unmittelbaren  Anwendung  der  Richtlinien wären  Belastungen  Einzelner  ver­

bunden,  sodass  eine  solche  ausscheidet.  Zwar  ist  die  Einräumung subjektiver  Rechte  keine  

Voraussetzung  für  eine unmittelbare Anwendbarkeit  (woran es  vorliegend  wegen  des Ver­

stoßes  gegen  objektiv  geprägte  Zuständigkeitsnormen  auch  fehlen  würde),  allerdings  gilt  das  

Belastungsverbot.  Wenn  der  Bundesnetzagentur  aus  einer  unmittelbaren Anwendung  der  

Richtlinie  weitergehende  oder  jedenfalls  anders  ausgestaltete Kompetenzen zukämen,  könn­

te sich dies je nach Einzelfall  zugunsten,  aber  auch zu  Lasten  bestimmter  Beteiligter  auswir­

ken.  Daraus  wiederum  könnten  sich Belastungen  ergeben,  die nach  Auffassung  des  Bun­

desgerichtshofs  nur  durch  das  europäische  Primärrecht  oder  durch  EU-Verordnungen  be­

gründet  werden  können,  nicht  aber  durch Richtlinien  (vgl.  BGH,  Beschluss  vom  08.10.2019,  

EnVR  58/18,  Rn.  73).   

Eine  Belastung  würde  sich zudem  bereits  aus  dem  Heranziehen  der  Richtlinien  als Ermäch­

tigungsgrundlage  ergeben.  Dies wäre  europarechtlich  unzulässig.  Sofern die  Richtlinienbe­

stimmungen  über  die  ausschließliche  Zuständigkeit  als inhaltlich unbedingt  anzusehen  wä­

ren,  müssten sie von  der  Bundesnetzagentur  unmittelbar  als Ermächtigungsgrundlage  auch  
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für  belastende  Regulierungsentscheidungen  herangezogen  werden.  Anders als  in  den  vom  

Europäischen  Gerichtshof  entschiedenen  Fällen,  in  denen er  eine  unmittelbare  Belastung  

durch Richtlinienrecht  verneinte,  weil  die  Belastung  erst  durch ein  Verwaltungsverfahren  auf  

Basis nationalen  Rechts  eintrat,  würden  vorliegend  die  Richtlinienbestimmungen  als solche  

unmittelbar  gegenüber  den  Betroffenen herangezogen  werden  und als materiell-rechtliche  

Befugnisnormen  für  belastende  Verwaltungsverfahren  und  Regulierungsentscheidungen  

fungieren.  Soweit  ersichtlich existiert  bislang  keine  hier  einschlägige  Judikatur,  in  der  der  

EuGH  es  für  europarechtskonform  eingestuft  hätte,  dass  eine  Richtlinienbestimmung  als  

eigenständige  Ermächtigungsgrundlage  für  Eingriffe in  Rechte des Einzelnen herangezogen  

werden  darf.  

 

(c)  Eine  ausnahmsweise  objektive unmittelbare  Wirkung  der  Richtlinienbestimmungen  

bezogen auf  die  ausschließliche  Zuständigkeit  scheidet  ebenfalls aus.  Der  Europäische  Ge­

richtshof  hat  eine  objektive  unmittelbare Wirkung  von Richtlinienbestimmungen  anerkannt,  

aus denen  sich für  staatliche  Stellen  eindeutige Pflichten  ergeben.  Konkret  ging  es bei­

spielsweise  um  die  nicht  rechtzeitig  in nationales  Recht  umgesetzte Pflicht  der  zuständigen  

Behörde  zur  Durchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  im  Rahmen eines Genehmi­

gungsverfahrens für  die Errichtung  eines Wärmekraftwerks  (EuGH,  Urteil  vom  11.08.1995,  

C-431/92  –  Wärmekraftwerk  Großkrotzenburg).   

Zwar  mag  sich  vorliegend  aus den  Richtlinienbestimmungen  über  die  ausschließliche  Zu­

ständigkeit  der  nationalen  Regulierungsbehörde  die  Verpflichtung  ergeben,  von  dieser  Zu­

ständigkeit  auch  Gebrauch  zu  machen,  um  den  Zielsetzungen  der  Richtlinien  hinreichend  

Rechnung  tragen  zu  können.  Anders  als  im  Fall  des Wärmekraftwerks Großkrotzenburg  ist  

diese Verpflichtung  vorliegend  jedoch  nicht  inhaltlich unbedingt.  Im  vom  Europäischen  Ge­

richtshof  entschiedenen  Fall  konnte  die zuständige Behörde  der  Pflicht  zur  Durchführung  

einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  ohne  Weiteres  nachkommen,  weil  diese als unselbst­

ständiger  Bestandteil  des nach nationalem  Recht  vorgesehenen  und ihr  bereits zugewiese­

nen  Genehmigungsverfahrens  durchzuführen  war.  Demgegenüber  kann  die  Bundesnetza­

gentur  die ihr  nach  den  Richtlinienbestimmungen  zugewiesene  ausschließliche  Zuständigkeit  

erst  ausüben,  wenn  ihr  entsprechende  Befugnisse nach  nationalem  Recht  eingeräumt  wer­

den  (siehe  oben).   

 

(4)  Ungeachtet  der  Tatsache,  dass  die  Richtlinienbestimmungen  nicht  unmittelbar  an­

wendbar  sind,  sprechen  aus Sicht  der  Beschlusskammer  weitere erhebliche  Gründe dafür,  

die  Vorgaben der  normativen Regulierung  in  der  Übergangszeit  zur  Anwendung zu  bringen.  
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Die  Nichtanwendung  der  normativen Regulierung  in der  Übergangszeit  würde  zu  einem  Zu­

stand  führen,  der  mit  den  Zielsetzungen  der  genannten  Richtlinien  erst  recht  unvereinbar  

wäre (so auch  BGH,  Beschluss  vom  08.10.2019,  EnVR  58/18, R n. 7 6).   

Die  Richtlinien verlangen,  dass  zumindest  die  Methoden zur  Berechnung  oder  Festlegung  

der  Bedingungen  u.a.  für  den  Netzanschluss  und  den  Netzzugang  „mit  ausreichendem  Vor­

lauf  vor  deren  Inkrafttreten“  festgelegt  oder  genehmigt  werden,  vgl.  Art.  41  Abs.  6  der  Richtli­

nie  2009/73/EG  und  Art.  59  Abs.  7  der  Richtlinie  (EU)  2019/944.  Diesem  Gebot  der  ex  ante-

Regulierung  wird  in  Deutschland  gegenwärtig  zu einem  großen  Teil  über  die  Vorgaben der  

normativen  Regulierung  Rechnung  getragen.  Die  normative  Regulierung  strukturiert  die Me­

thoden für  die  Berechnung  der  Tarife vor  und  legt  ex  ante die  wesentlichen Bedingungen  für  

den  Netzanschluss und  den  Netzzugang  fest.  Sie  regelt  unmittelbar  Rechte  und  Pflichten  für  

Netzbetreiber  und  andere  Marktakteure  und  schafft  auf  diese  Weise den  von  den Richtlinien  

geforderten  transparenten und  vorhersehbaren,  verlässlichen  Regulierungsrahmen.  Beste­

hende  Festlegungen  und Genehmigungen der  Bundesnetzagentur,  die  sie  im  Rahmen  ihrer  

bisherigen  Zuständigkeiten  erlassen  hat,  tragen  zwar  ebenfalls zu der  erforderlichen  ex  ante-

Regulierung  bei,  dies jedoch  nur  in  Teilbereichen  und in  Ergänzung  der  normativen Regulie­

rung  und  damit ni cht  in  dem  von  der  Richtlinie  geforderten  Umfang.   

Ein  faktisches  Außerkrafttreten  der  Vorgaben der  normativen  Regulierung  würde  daher  zu  

beträchtlichen  Regelungslücken  und  damit  einhergehend  erheblichen Rechtsunsicherheiten  

für  alle  Marktbeteiligten  führen.  Auch  dies wäre mit  den genannten  Richtlinienvorgaben und  

den  Zielsetzungen des  Energiebinnenmarkts schwerlich  vereinbar.  Beispielsweise dürfte  

eine  derart  unklare Rechtslage  im  Übergangszeitraum  kaum  Investitionsanreize setzen und  

Unsicherheiten  für  die unternehmerische  Tätigkeit  der  regulierten  Unternehmen und auch  

der  sonstigen  Marktteilnehmer  auslösen.  Für  den  Übergangszeitraum  ist  es daher  sinnvoll  

und  angebracht,  stabile  und  berechenbare Verhältnisse zu  gewährleisten.  

 

3.2.  Tenorziffer 1)  

Tenorziffer  1)  bestimmt,  dass  die  niedrigste wählbare betriebsgewöhnliche  Nutzungsdauer  

für  alle Anlagegüter  herabgesetzt  wird,  soweit  sie  andernfalls über  das Jahr  2045  hinausrei­

chen würde.  

Anlage  1  der  GasNEV  enthält  einen Katalog,  welcher  für  verschiedene  netztypische  Anla­

genkategorien  standardisierte  Nutzungsdauern vorgibt.  Teilweise handelt  es  sich  dabei  eine  

fest  vorgegebene Nutzungsdauer  nach Jahren,  teilweise  wird eine  gewisse Bandbreite  eröff­

net,  innerhalb  welcher  die  Netzbetreiber  die  Nutzungsdauer  ihrer  Anlagen  nach den  individu­

ellen  Verhältnissen in  ihrem  Unternehmen  selbst  bestimmen können.  Die Nutzungsdauern  
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bilden  die  Grundlage  sowohl  für  die  Bestimmung  der  kalkulatorischen  Abschreibungen  nach  

§  6  GasNEV  als auch  für  die  kalkulatorischen  Restwerte,  welche für  die  Bestimmung  der  

kalkulatorischen  Eigenkapitalverzinsung  nach  §  7  GasNEV  herangezogen  werden.  Sie sind  

somit  von  erheblicher  Bedeutung  für  die  Höhe der  kalenderjährlichen  Erlösobergrenzen.  Je  

niedriger  die  Nutzungsdauer  eines Anlageguts angesetzt  wird,  desto  schneller  wird für  den  

Netzbetreiber  die  Refinanzierung  seiner  Investition  gewährleistet  und  desto  höher  ist  das  von  

den  Netzkunden  zu  tragende Netzentgelt.  

Mit  der  Regelung  in  Tenorziffer  1)  wird  die  Bandbreite  der  für  den  Netzbetreiber  wählbaren  

Nutzungsdauern  für  neu  aktivierte  Anlagegüter  erweitert.  Netzbetreiber  dürfen  die Nutzungs­

dauern  stets  so  ansetzen,  dass  sie  nicht  über  das Jahr  2045  hinausreichen  und  bis zu  die­

sem  Jahr  eine  vollständige  kalkulatorische  Abschreibung gewährleistet  wird.  Wird  ein  Anla­

gegut  z.B.  im  Jahr  2025  aktiviert,  beträgt  die  kalkulatorische  Mindestnutzungsdauer  2045­

2025=20  Jahre.  Dies gilt  –  mit  Ausnahme  von  Verwaltungsgebäuden  –  für  alle  Anlagengrup­

pen,  welche  nach  der  Anlage  1  der  GasNEV  eine  längere  Nutzungsdauer  als (in  diesem  Bei­

spiel)  20  Jahre  hätten.  Für  Anlagengruppen  mit  ohnehin  kürzerer  Nutzungsdauer  ändert  sich  

durch die Neuregelung nichts,  es  findet  also  keine  Verlängerung  der  vom  Verordnungsgeber  

vorgesehenen  Nutzungsdauern statt.  Überdies handelt  es  sich lediglich um  eine Erweiterung  

der  vom  Netzbetreiber  wählbaren  Nutzungsdauern,  es  dürfen  also  auch  weiterhin  Nutzungs­

dauern  nach  der  GasNEV  oder  solche  mit  einem  Wert  im  Spektrum  zwischen  der  GasNEV  

und  der  nach diesem  Beschluss vorgesehenen Untergrenze  angesetzt  werden.  Bei  Anlage­

gruppen,  für  welche die Anlage  1 der  GasNEV  keine  Bandbreite,  sondern  einen  festen  Wert  

vorsieht,  wird mit  diesem  Beschluss  erstmals eine  Bandbreite  eröffnet.  Also  wäre  zum  Bei­

spiel  für  Erdgasverdichteranlagen,  für  welche  die  GasNEV  eine  Nutzungsdauer  von  25  Jah­

ren  vorsieht,  bei  einer  Aktivierung  im  Jahr  2025  eine Nutzungsdauer  zwischen  20  und  25  

Jahren wählbar.  Soweit  ein Netzbetreiber  innerhalb  einer  bestimmten  Anlagengruppe  und  

innerhalb eines bestimmten  Anschaffungsjahres für  bestimmte  einzelne  Anlagegüter  eine  

verkürzte  Nutzungsdauer  und  für  andere  Güter  die  bisherigen  längeren  Dauern  ansetzen  

möchte,  bleibt  dies  –  wie  auch  bisher  schon  bei  unterschiedlichen  Nutzungsdauern  innerhalb  

der  bisherigen Spannen  – möglich.  Spätere  Nutzungsdauerwechsel  sind  in  begründeten  Fäl­

len  –  wie  ebenfalls schon  bisher  –  möglich,  allerdings  nur  in  den  restriktiven  Grenzen des  

Stetigkeitsgrundsatzes.   

Die  Beschlusskammer  hat  die  Bestimmung  in  Tenorziffer  1)  in  Ausübung  ihres pflichtgemä­

ßen  Ermessens unter  sorgsamer  Abwägung  der  Interessen  aller  betroffenen  Marktteilnehmer  

getroffen.  Maßgeblicher  Auslöser  sind  die  klimapolitischen Zielsetzungen  der  Bundesregie­

rung  zu  einer  Beendigung  der  Nutzung  fossiler  Brennstoffe einschließlich Erdgas bis zur  Mit­

te des  21.  Jahrhunderts.  Gegenwärtig  ist  das System  zur  Refinanzierung  von  Erdgasnetzen  
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selbst  bei  Neuinvestitionen  auf  Betriebsdauern von bis zu  65 Jahren  ausgelegt.  Gleichzeitig  

ist  offenkundig,  dass heute neu errichtete Netzinfrastrukturen  bei  einer  auch nur  ansatzwei­

sen  Erreichung  der  Klimaziele  zumindest  ihre gegenwärtige  Funktion  schon deutlich vor  die­

sem  Zeithorizont  wieder  verlieren  werden.  Teile  der  Infrastruktur  werden  möglicherweise für  

andere  Zwecke wie  insbesondere der  Etablierung  eines  zukünftigen  Wasserstoffnetzes  um­

gerüstet  werden  können.  In  vielen  Fällen  wird dies jedoch mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  nicht  

möglich oder  nicht  sinnvoll  sein,  weshalb  in  erheblichem  Umfang  mit  Stilllegung  und  Rück­

bau  zu  rechnen  ist.  Der  vorliegende  Beschluss  dient  dazu,  diesem  Umstand  im  Rahmen  der  

kalkulatorischen  Bewertung  neu geschaffener  Netzbestandteile  Rechnung  zu  tragen.  Netz­

betreiber  erhalten  nun  die  Möglichkeit,  ihre  Erwartungen  an  die  Betroffenheit  ihrer  Netze  von  

zukünftigen  Dekarbonisierungsmaßnahmen  sachgerecht  in  der  Struktur  ihres  Sachanlage­

vermögens abzubilden.  Gleichzeitig  werden  längerfristige  Nutzungen  und  Abschreibungs­

dauern  nicht  eingeschränkt.  Auch  Netzplanungen,  die  über  die  Zeit  der  Erdgasnutzung  hin­

ausweisen  und  sich perspektivisch auf  andere  Weise  wie  etwa  durch Umwidmung  zu  Was­

serstoffnetzen  amortisieren sollen,  bleiben  stets  möglich.  

In jedem  Fall  von  der  Nutzungsdauerverkürzung  ausgenommen  sind  zudem  Verwaltungsge­

bäude,  da  diese auch  für  andere  Zwecke als  für  den Gasnetzbetrieb  genutzt  werden  können  

und  somit  selbst  bei  völliger  Auflösung  des Netzbetriebs –  ggf.  nach Weiterverkauf  – eine  

Anschlussnutzung  finden  sollten.  Selbstverständlich sollten  die Netzbetreiber  auch bei  ande­

ren  Anlagegütern,  für  welche  sich Anschlussnutzungen  finden lassen,  von einer  übermäßi­

gen  Verkürzung der  kalkulatorischen  Nutzungsdauern  absehen.  Verwaltungsgebäude  sind  

jedoch die einzige  in der  GasNEV  vorgesehene  Anlagenklasse,  bei  welcher  nach Überzeu­

gung  der  Beschlusskammer  eine  Kopplung  der  wirtschaftlichen  Lebensdauer  an  die  Fortfüh­

rung  des Erdgastransports  derart  fernliegend  ist,  dass  sie  schon  im  Grundsatz  nicht  in  Be­

tracht  kommt.  

Dabei  waren  auf  der  einen  Seite die  Interessen  der  Netzbetreiber  an  einer  vollständigen  Re­

finanzierung  ihrer  Investitionen  zu  berücksichtigen.  Ohne  die  Flexibilisierung  der  Abschrei­

bungszeiträume  bestünde  das  Risiko,  dass  heute  neu errichtete  Anlagen  kalkulatorisch  nicht  

mehr  vollständig  in  den  kalenderjährlichen  Erlösobergrenzen  berücksichtigt  werden könnten,  

weil  der  Netzbetrieb  hierfür  absehbar  nicht  mehr  ausreichend  lange  fortgeführt  wird.  Es  be­

stünde  somit  nicht  mehr  die  Möglichkeit,  Kapitalrückflüsse  in  dem  Umfang  durch  Netzentgel­

te zu vereinnahmen,  der  erforderlich wäre,  um  die  bei  der  Errichtung  der  Anlagegüter  getä­

tigten  Investitionen  zu decken.  Dies  könnte  nicht  nur  die  Netzbetreiber  langfristig  in  erhebli­

che  finanzielle Schwierigkeiten bringen,  sondern auch ein  gewichtiges Hemmnis für  notwen­

dige  Investitionen  in  die  heute  noch  benötigten Infrastrukturen  darstellen.  Die  Bestimmung  

dient  somit  auch  dazu,  Kapitalgebern  die  Sicherheit  zu  bieten,  dass  die eingesetzten  und  
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auch  die  zukünftig  benötigten  Finanzmittel  nicht  durch  die  fortschreitende Dekarbonisierung  

vom  Ausfall  bedroht  werden.  

Auf  der  anderen  Seite  waren  die  Belange  der  Netzkunden  sowie  der  von diesen  versorgten  

gewerblichen  und  privaten Letztverbraucher  zu  berücksichtigen.  Ein  schnellerer  Kapitalrück­

fluss  für  getätigte  Investitionen  beinhaltet  denknotwendig  eine  stärkere finanzielle  Belastung  

der  Verbraucher.  Durch steigende  Kapitalkosten  bedingte  höhere Erlösobergrenzen  haben  

einen Anstieg  der  Netzentgelte  zur  Folge.  Der  Beschlusskammer  ist  dabei  bewusst,  dass  

dieser  für  die  Verbraucher  nachteilige  Effekt  sich  jedenfalls  längerfristig  nach Akkumulation  

einer  größeren  Menge  an  Anlagegütern,  für  welche  die  nach  diesem  Beschluss ermöglichten  

verkürzten  Nutzungsdauern  herangezogen  wurden,  in  einem  nicht  nur  unerheblichen Rah­

men  bewegen  und  den Gasbezug  durchaus spürbar  verteuern wird.  Dies dürfte  indes un­

vermeidbar  sein,  wenn  eine  vollständige  Refinanzierung  der  Netze trotz  ihres  absehbaren  

Endes gewährleistet  werden  soll  und überhaupt  noch Investitionen  in  die Erhaltung  der  Gas­

netzinfrastruktur  erfolgen  sollen.  Es  entspricht  überdies  einer  ausgewogenen  und  verursa­

chungsgerechten  Verteilung  der  Kosten.  Es ist  wahrscheinlich,  dass  sich der  Ausstieg  aus  

der  fossilen  Energie  nicht  schlagartig,  sondern  langsam  und  allmählich  durch  eine  stetig sin­

kende  Anzahl  von  Kunden  vollziehen  wird.  Würden  die Kosten  der  Infrastruktur  über  einen  

zu  langen  Zeitraum  verteilt,  wären  sie  zu  einem  übermäßigen  Anteil  von  der  Gruppe  der  letz­

ten  verbliebenen Kunden  zu tragen.  Bei  einem  (in  Bezug  auf  das  betrachtete  Anlagegut)  

weitgehend gleichbleibenden  Kostenblock  würde  dies in  sehr  hohen individuellen  Netzent­

gelten  resultieren.  Diesem  übermäßigen Anstieg  kann durch  die  Möglichkeit  einer  Verkür­

zung  der  Nutzungsdauern  entgegengewirkt  werden,  ohne  dass  individuelle Belastungskons­

tellationen  damit  im  Einzelnen  adressiert  werden  könnten.  Die  Verkürzung  der  Nutzungs­

dauern  von  Beginn  an  ist  zudem  verursachungsgerecht,  da  die  übrigen  Kunden in gleicher  

Weise  von der  betreffenden  Infrastruktur  profitieren  und deren  Errichtung mit  verursacht  ha­

ben.  

Als Anknüpfungspunkt  für  die  Verkürzung  der  Nutzungsdauern  hat  die  Beschlusskammer  

das Jahr  2045  gewählt.  Dabei or ientiert  sie  sich  an den  gegenwärtigen  Klimaschutzzielen der  

Bundesregierung.  Mit  der  Änderung des  Klimaschutzgesetzes  hat  die  Bundesregierung  die  

Klimaschutzvorgaben verschärft  und in  § 3  Abs.  2 S.  1  KSG  das Ziel  der  Treibhausgasneut­

ralität  bis 2045  und  damit  den Ausstieg  aus der  Erdgasnutzung  verankert.  Bereits bis 2030  

sollen  die  Emissionen  um  65  Prozent  gegenüber  1990  sinken. D ie  Gesetzesnovelle  ist  am  

31.  August  2021  in  Kraft  getreten. D ie  Beschlusskammer  ist  sich insoweit  darüber  bewusst,  

dass  eine präzise  Abschätzung  des tatsächlichen  Ausstiegszeitpunktes (soweit  sich ein sol­

cher  überhaupt  bestimmen  lässt  und  es  sich nicht  um  eine längere  und  von  Netzgebiet  zu  

Netzgebiet  variierende Periode  handelt)  bei  einem  derart  weit  in der  Zukunft  liegenden  Vor-
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gang  nicht  möglich ist,  zumal  es  sich  insoweit  jedenfalls bisher  auch lediglich um  eine politi­

sche  Zielvorstellung  und  nicht  um  eine  für  einzelne  Unternehmen  verbindliche  Vorgabe  han­

delt.  Gleichwohl  ist  die  Bestimmung  eines  solchen  Endpunkts  unumgänglich,  um  die  bereits  

heute  beginnenden  Abschreibungszeiträume  daran  auszurichten.  Die  Beschlusskammer  

muss  insoweit  auf  die zuverlässigsten  Erkenntnisquellen  zurückgreifen,  welche  zum  Zeit­

punkt  ihres  Beschlusses  verfügbar  sind.  Dies sind  nach  ihrer  Auffassung  die  gegenwärtig  

von  der  Bundesregierung  verfolgten  Zielsetzungen.  Unabhängig von  der  tatsächlichen  Ent­

wicklung dürfte  dies  auch  schon  deshalb  sachgerecht  sein,  weil  die heute  neu  errichteten  

Anlagegüter  im  Regelfall  für  Nutzungsdauern  konzipiert  sein  werden,  welche  am  heutigen  

Planungshorizont  ausgerichtet  sind.  Ferner  wird  die  Formulierung  des Gesetzgebers  „bis  

zum  Jahr  2045“  von  der  Beschlusskammer  so  verstanden,  dass  dieses  Ziel  bereits  mit  Be­

ginn  der  Jahres  2045 erreicht  werden  soll.  Soweit  Netzbetreiber  die  diesbezügliche  Ein­

schätzung  der  Beschlusskammer  nicht  teilen,  bleibt  es  ihnen  unbenommen,  an  den  bisheri­

gen  Nutzungsdauern festzuhalten  oder  einen  weiter  in der  Zukunft  liegenden  Ausstiegszeit­

punkt  zu  antizipieren,  da mit  diesem  Beschluss  lediglich Optionen  eröffnet,  aber  in  keiner  

Weise  Vorgaben  für  die  Beendigung  des  Gasnetzbetriebs  implementiert  werden.  

Soweit  Anlagegüter  unter  Heranziehung der  verkürzten  kalkulatorischen  Nutzungsdauern  

schneller  abgeschrieben  werden,  als sie  – etwa wegen  späterer  Veränderung  der  Netzpla­

nung  oder  z.B.  wegen  einer  ursprünglich nicht  vorgesehenen  regulierten  Anschlussnutzung  

für  ein  Wasserstoffnetz  – tatsächlich  genutzt  werden,  werden  sie  nach  ihrer  Abschreibung  

keine Kapitalkosten  mehr  generieren,  die  regulatorisch  in  den Entgelten  berücksichtigungs­

fähig wären.  Zudem  führen  zeitweise  erhöhte  kalkulatorische  Abschreibungen  aufgrund einer  

verkürzten  Abschreibungsdauer  auch  zu  einer  Erhöhung  der  Aufwandsparameter,  was nach­

teilige  Effekte  im  Effizienzvergleich haben  könnte.  Die  Netzbetreiber  werden  diese Gesichts­

punkte  bei  der  Wahl  sachgerechter  kalkulatorischer  Nutzungsdauern  zu  berücksichtigen  ha­

ben.  

Die  Vergleichbarkeitsrechnung  nach  §  14  Abs.  1 Nr.  3  ARegV  bleibt  von der  Regelung in  

Tenorziffer  1 unberührt.  Nach  § 14  Abs.  2 S.  2  GasNEV  sind für  die  Ermittlung  von einheitli­

chen Nutzungsdauern  für  jede  Anlagengruppe  die  unteren  Werte  der  betriebsgewöhnlichen  

Nutzungsdauern  in  Anlage  1  der  GasNEV  zu  verwenden.  Tenorziffer  1  hat  jedoch  –  entspre­

chend  der  Ermächtigungsnorm  des  §  30  Abs.  2  Nr.  9  GasNEV  –  lediglich  die  Abschrei­

bungszeiträume  zum  Regelungsgegenstand,  nicht  die  betriebsgewöhnlichen Nutzungsdau­

ern  an  sich.  
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3.3.  Tenorziffer 2)  

Tenorziffer  2)  beinhaltet  zwei  neue  Anlagengruppen für  LNG-Anlagen  und  für  deren  An­

schluss  an  das  Fernleitungsnetz.  Die  erste  Anlagengruppe  betrifft  die  Betreiber  von  LNG-

Anlagen  und  umfasst  in  der  Regel  deren  gesamtes reguliertes  Anlagevermögen.  Die  zweite  

Anlagengruppe  betrifft  die  Fernleitungsnetzbetreiber,  in  welche  die  LNG-Anlagen  das  regasi­

fizierte Gas  einspeisen.  Sie umfasst  die  Anbindungsleitung,  die die  LNG-Anlage  mit  dem  

bestehenden Fernleitungsnetz  verbindet,  der  Anschlusspunkt  mit  dem  bestehenden  Fernlei­

tungsnetz,  die  Gasdruck-Regel-Messanlage  und die sonstigen zur  Anbindung  erforderlichen  

Betriebsmittel  (vgl.  §  39a  Nr.  3  GasNZV).  Nicht  umfasst  sind  hingegen  sonstige  Ertüchti­

gungsmaßnahmen  zur  Steigerung  der  Aufnahmekapazität  oder  erforderlich  werdende Um­

strukturierungen des Netzes aufgrund  der  durch  die LNG-Anlagen  verursachten  Änderun­

gen.  Ferner  nicht  gemeint  sind  die  Bestandteile  der  LNG-Anlage  selbst.  

Mit  der  Anlagengruppe  „LNG-Anlagen“  wird erstmals  die  kalkulatorische Berücksichtigung  

von  Infrastruktur  ermöglicht,  die  in der  Anlage  1  der  GasNEV  bisher  nicht  vorgesehen  war.  

Die  Einführung  dieser  Anlagengruppe  war  notwendig,  da  zeitnah  mit  der  Errichtung  von  

LNG-Anlagen in  der  Bundesrepublik Deutschland  zu  rechnen ist  und somit  erstmals Entgelte  

von  LNG-Anlagenbetreibern  zu  regulieren  sein  werden.  Mit  der  Anlagengruppe  „LNG-

Anbindungsanlagen“  werden  Anlagegüter,  welche  bisher  in  anderen  Anlagengruppen  abge­

bildet  waren,  neu zugeordnet.  

Für  die  neuen  Anlagengruppen ist  keine feste  Spanne  von  Jahren  als kalkulatorische  Nut­

zungsdauer  vorgesehen.  Der  Netzbetreiber  („Netzbetreiber“  meint  in  diesem  Zusammen­

hang  gemäß  der  Definition  in  §  3 Nr.  20  EnWG  auch LNG-Anlagenbetreiber)  soll  stattdessen  

diejenige  Nutzungsdauer  ansetzen,  welche zum  Aktivierungszeitpunkt  nach seiner  Einschät­

zung  bzw.  den  für  ihn  verfügbaren  Informationen  der  wahrscheinlichen Betriebsdauer  der  

angeschlossenen  Einspeiseeinrichtung  entspricht  (beim  Anschlussfernleitungsnetzbetreiber  

ggf.  zzgl.  eines eventuellen  Zeitversatzes zwischen  der  Inbetriebnahme der  Anbindungsan­

lagen  und  der  LNG-Anlage).  Bei  erheblichen  Unsicherheiten  über  die  wahrscheinliche Be­

triebsdauer  darf  sich  der  Netzbetreiber  nach  dem  Vorsichtsprinzip  an  den  denkbar  kürzesten  

Nutzungsszenarien  orientieren.  

Grund  für  diese Regelung ist  der  Umstand,  dass  bei  LNG-Anlagen  keine  Garantie  dafür  be­

steht,  dass  eine  solche  Einrichtung  tatsächlich dauerhaft  am  eingerichteten  Anschlusspunkt  

Gas ins Netz  einspeisen  wird.  Insbesondere  in  einem  Szenario,  in  welchem  der  verstärkte  

Import  von LNG  ins deutsche  Marktgebiet  nur  kurzzeitig  zur  akuten  Krisenbewältigung  ge­

nutzt  wird,  weil  mittelfristig  entweder  die  Bemühungen  zu einer  Verringerung  des  Gasbedarfs  

signifikante  Fortschritte  machen  oder  aber  eine Normalisierung  der  wirtschaftlichen  Bezie-
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hungen  zu  den bisherigen Hauptlieferanten  eintritt  und  wieder  vermehrt  Pipelinegas genutzt  

wird,  erscheint  eine  solche Entwicklung  zwar  keineswegs zwingend,  aber  doch  zumindest  

hinreichend realistisch.  In  diesem  Fall  besteht  ein  reales  Risiko  dafür,  dass  die  errichteten  

Infrastrukturen  nicht  mehr  benötigt  und  genutzt  werden.  Dies  gilt  insbesondere bei  sog.  Floa­

ting  Storage  and  Regasification  Units (FSRU),  welche sich  nicht  auf  einer  festen  Station  in  

einem  Hafenterminal,  sondern  auf  einem  Schiff  befinden  und  bei  Bedarf  mit  relativ  geringem  

Aufwand  an  einen anderen  Standort  verlegt  werden können.  Hinsichtlich der  Anschlusslei­

tungen dürfte ggf.  die Möglichkeit  einer  Umwidmung  zu  Wasserstoffleitungen  oder  sonstigen  

Formen  einer  Nachnutzung  bestehen.  Gleichwohl  kann auch  hier  nicht  ausgeschlossen  wer­

den,  dass die  Leitungen  dauerhaft  funktionslos werden.  Gleichzeitig  ist  die  Errichtung  dieser  

Infrastrukturen  für  eine  Erhöhung  der  deutschen  Importkapazitäten  von  LNG  zwingend  erfor­

derlich,  welche  ihrerseits  als notwendig  für  eine  rasche  Verringerung der  deutschen  Abhän­

gigkeit  von pipelinegebundenem  russischem  Erdgas  angesehen  wird.  

Die  Beschlusskammer  hat  sich für  die  Ermöglichung  einer  sehr  schnellen kalkulatorischen  

Abschreibung  dieser  Anlagegüter  innerhalb  von  fünf  Jahren  entschieden.  Dadurch  soll  in  

jedem  Fall  eine  vollständige Refinanzierung  der  Baukosten  über  die  Netzentgelte  sicherge­

stellt  werden,  damit  Investoren  nicht  wegen  der  zweifelhaften  langfristigen Perspektiven  der  

Anlagen  von  deren  Realisierung  abgehalten  werden.  Dabei  waren  die  Interessen  der  Netz­

kunden  in  besonderem  Maße  in  Rechnung  zu  stellen,  da  eine  Abschreibung  innerhalb  von  

nur  fünf  Jahren  zu  sehr  hohen Abschreibungsbeträgen pro Kalenderjahr  führt,  also einen  

deutlichen  für  die Kunden nachteilhaften  Effekt  auf  die Netzentgelte zeitigen  kann.  Gleich­

wohl  sieht  die Beschlusskammer  es  als gerechtfertigt  an,  diese Nachteile  in  Kauf  zu  nehmen,  

um  die  für  eine zügige  Verringerung  der  deutschen  Abhängigkeit  von  russischen  Erdgasliefe­

rungen  notwendigen  Baumaßnahmen  zu vernünftigen  Bedingungen  möglich  zu  machen.  Im  

Ergebnis  wird auf  diese Weise  die  Versorgungssicherheit  im  hiesigen  Marktgebiet  gewähr­

leistet,  was ebenfalls den  Interessen  der  Netzkunden  dient.  Überdies geht  es hierbei  nicht  

um  eine  dauerhaft  erhöhte Belastung.  Eine  schnelle Refinanzierung  impliziert  auch,  dass  die  

vollständige  kalkulatorische  Abschreibung  der  betroffenen  Anlagegüter  entsprechend  schnell  

erreicht  wird  und  weitere  Kapitalkosten  sodann  nicht  mehr  entstehen.  Wird  also  vom  Netzbe­

treiber  die  minimale  Abschreibungsdauer  von  fünf  Jahren  gewählt,  müssen  die  Netzkunden  

zwar  für  einen überschaubaren  Zeitraum  relativ  hohe  Netzentgelte  entrichten,  können die  

Infrastruktur  aber  ab  dem  sechsten Jahr  im  Ergebnis gegen  Zahlung  lediglich der  Betriebs­

kosten  nutzen,  selbst  wenn die  tatsächliche Nutzungsdauer  deutlich länger  ausfallen sollte.  

Die  Beschlusskammer  hat  die  minimale  wählbare  kalkulatorische  Nutzungsdauer  auf  fünf  

Jahre  festgesetzt.  Die Kammer  geht  nicht d avon  aus,  dass  eine  noch  kürzere Nutzung für  die  

Einspeisung  ins deutsche  Fernleitungsnetz  realistisch ist.  
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3.4.  Tenorziffer 3)  

Die  Absenkung  der  Nutzungsdauern  nach der  Tenorziffer  1)  wird  für  alle Anlagegüter  gestat­

tet,  welche ab  dem  Jahr  2023 aktiviert  werden.  Die  Regelung  gilt  somit  ab  Beginn  der  vierten  

Regulierungsperiode.  Bei  allen  Investitionen,  welche  bereits  in  der  dritten  Regulierungsperi­

ode  existierten,  bleibt  es  bei  den bisherigen  Regeln.  Maßgeblich ist  die  Aktivierung  als Fer­

tiganlage,  nicht  als Anlage im  Bau.  

Die  Anlagengruppen  „LNG-Anlagen“  und  „LNG-Anbindungsanlagen“  können  für  entspre­

chende  Investitionen  ab  dem  Aktivierungsjahr  2022  genutzt  werden.  Insoweit  hat  sich  die  

Beschlusskammer  für  eine  sehr  zeitnahe  Einführung  der  Neuregelung  noch während  der  

laufenden  Regulierungsperiode  entschieden,  da  die  hiervon  betroffenen  Bauprojekte  in  der  

aktuellen krisenhaften  Situation  kurzfristig  anstehen.  Damit  soll  ohne  vermeidbare  Verzöge­

rung  der  Weg  zur  Beseitigung  eventueller  Investitionshemmnisse  geebnet  werden.  Insbe­

sondere  ist  die  Anwendung der  Anlagengruppe  „LNG-Anbindungsanlagen“  auch  für  bereits  

genehmigte Investitionsmaßnahmen  möglich.  

Beide Tenorziffern  können  sich auf  den  Inhalt  der  noch  zu  genehmigenden  Kapitalkosten­

aufschläge  für  das  Jahr  2023  auswirken.  Allerdings  waren  die  hierauf  gerichteten  Anträge  

noch  nach den  bisherigen  Regeln  zu stellen  und  konnten  die  mit  diesem  Beschluss  gewähr­

ten  Möglichkeiten  nicht  berücksichtigen.  Die  Beschlusskammer  ist  jedoch bereit,  je  nach  

Zeitpunkt  des  endgültigen  Erlasses  dieses  Beschlusses und  dem  jeweiligen  Verfahrensstand  

der  Genehmigung  der  Kapitalkostenaufschläge  entweder  nachfristige Antragsänderungen  

zuzulassen  oder  im  Zuge des  Plan-Ist-Abgleichs im  Rahmen  der  Genehmigung  des  Regulie­

rungskontosaldos im  Einklang  mit  diesem  Beschluss vom  ursprünglich  genehmigten  Kapi­

talkostenaufschlag abweichende Nutzungsdauern  oder  Anlagengruppen  zu  akzeptieren,  

wenn  ein Netzbetreiber  dies geltend  macht.  Die  veränderten  Angaben  können  dann  über  das  

Regulierungskonto  berücksichtigt  werden.  

 

III.  Kosten (§  91  EnWG)  

Hinsichtlich der  Kosten  ergeht  ein  gesonderter  Bescheid  nach  §  91  EnWG.  

 

IV.  Öffentliche  Bekanntmachung  (§  73  Abs.  1a  S.  1  EnWG)  

Da die  Festlegung  gegenüber  allen  Netzbetreibern  erfolgt,  nimmt  die  Beschlusskammer,  in  

Ausübung des  ihr  nach  §  73  Abs.  1a  S. 1   EnWG  zustehenden  Ermessens,  statt  der  individu­

ellen  Zustellung eine  öffentliche Bekanntmachung  der  Festlegung  vor.  Die öffentliche  Be­

kanntmachung  wird  dadurch bewirkt,  dass  der  verfügende  Teil  der  Festlegung,  die Rechts-
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behelfsbelehrung  und  ein  Hinweis auf  die  Veröffentlichung  der  vollständigen  Entscheidung  

auf  der  Internetseite  der  Bundesnetzagentur  und  im  Amtsblatt  der  Bundesnetzagentur  be­

kannt  gemacht  werden  (§  73  Abs.  1a  S.  2  EnWG).  Die  Festlegung  gilt  gemäß  

§  73  Abs.  1a  S.  3  EnWG  mit  dem  Tage als zugestellt,  an  dem  seit  dem  Tag  der  Bekanntma­

chung  im  Amtsblatt d er  Bundesnetzagentur  zwei  Wochen  verstrichen  sind.  

 

 

RECHTSBEHELFSBELEHRUNG  

Gegen  diesen  Beschluss  kann  innerhalb  eines Monats nach  Zustellung Beschwerde  erhoben  

werden.  Die  Beschwerde ist  bei  der  Bundesnetzagentur  (Hausanschrift:  Tulpenfeld  4,  53113  

Bonn)  einzureichen.  Es  genügt,  wenn  die  Beschwerde  innerhalb  der  Frist  bei  dem  Oberlan­

desgericht  Düsseldorf  (Hausanschrift:  Cecilienallee 3, 40 474  Düsseldorf)  eingeht.  

Die  Beschwerde  ist  zu begründen.  Die Frist  für  die  Beschwerdebegründung  beträgt  einen  

Monat.  Sie beginnt  mit  der  Einlegung der  Beschwerde  und  kann  auf  Antrag  von der  oder  

dem  Vorsitzenden  des Beschwerdegerichts verlängert  werden.  Die  Beschwerdebegründung  

muss  die  Erklärung,  inwieweit  der  Beschluss  angefochten  und  seine  Abänderung  oder  Auf­

hebung beantragt  wird,  und  die Angabe  der  Tatsachen  und  Beweismittel,  auf  die  sich  die  

Beschwerde  stützt,  enthalten.  Die  Beschwerdeschrift  und  die  Beschwerdebegründung  müs­

sen  durch  einen  Rechtsanwalt  unterzeichnet  sein.  

Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung (§  76 Abs.  1  EnWG).  

 

Bonn,  den  ##.##.2022  

Beisitzerin  als Vorsitzende  

 

Dr.  Ulrike  Schimmel  

Beisitzer  

Roland Naas 

Beisitzer  

Stefan  Tappe  
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